RT Re 


Geſetz-Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


(Nr. 9181.) Geſetz, betreffend das Verfahren und das Koſtenweſen bei der Güterkonſolidation 
im Regierungsbezirk Wiesbaden mit Ausnahme des Kreiſes Biedenkopf und 
der durch die Kreisordnung vom 7. Juni 1885 (Geſetz-Samml. S. 193) 
mit dem Regierungsbezirke Wiesbaden vereinigten Gemeinden. Vom 
21. März 1887. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, für 
den Regierungsbezirk Wiesbaden mit Ausnahme des Kreiſes Biedenkopf und der 
durch die Kreisordnung vom 7. Juni 1885 (Geſetz-Samml. S. 193) mit dem 
Regierungsbezirke Wiesbaden vereinigten Gemeinden, was folgt: 


F. 1. 

Die auf die Güterkonſolidation bezüglichen eee der mit landes⸗ 
herrlicher Genehmigung erlaſſenen Verordnung des Herzoglich Naſſauiſchen Staats- 
miniſteriums vom 12. September 1829 (Naſſauiſches Verordnung blatt von 1829 
S. 65) und die dazu ergangenen Vorſchriften einſchließlich der Verordnung vom 
2. September 1867 (Geſeg⸗ amml. S. 1462) werden in folgenden Punkten ab- 
geändert und ergänzt. 


$. 2. 

Die Obliegenheiten des nach §. 23 des Geſetzes über die allgemeine Landes⸗ 
verwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz⸗»Samml. S. 195) bei der Regierung zu 
Wiesbaden beſtehenden Kollegiums ſind von der Generalkommiſſion zu Caſſel und 
diejenigen der Landräthe von beſonders dazu beſtellten Beamten (Kommiſſaren) 
wahrzunehmen (§. 3). 

b Die Generalkommiſſion ift befugt, mit der Leitung einzelner Konſolidationen 

jeden Staats- und Gemeindebeamten zu beauftragen, welchen ſie dazu für geeignet 

hält. Die im unmittelbaren Staatsdienſte ſtehenden Verwaltungsbeamten ſind 
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verpflichtet, ſich innerhalb ihres Verwaltungsbezirks ſolchen Aufträgen zu unter- 
ziehen. Die beauftragten Beamten haben hinſichtlich dieſer Geſchäfte gleiche Rechte 
und Pflichten wie die Kommiſſare. 

Den Vermeſſungsbeamten beſtimmt für jede einzelne Sache die General— 
kommiſſion nach Anhörung des Konſolidationsvorſtandes. 

Die Feſtſtellung der Vorbedingungen für die Zulaſſung als Kommiſſare und 
Vermeſſungsbeamte erfolgt durch den Reſſortminiſter. 


. 3. 


Die Kommiſſare leiten das Verfahren von Amtswegen. Sie beſtimmen die 
Reihenfolge, in welcher die zur Durchführung deſſelben erforderlichen Geſchäfte vor— 
zunehmen ſind. Sie haben alle Verhandlungen mit den Betheiligten und anderen 
Behörden zu führen. 

Die Vermeſſungsbeamten haben unter Leitung und Aufſicht der Kommiſſare 
die geometriſch-techniſchen Geſchäfte auszuführen. 

Im Uebrigen beſtimmt der Reſſortminiſter das dienſtliche Verhältniß der 
Kommiſſare zu der Generalkommiſſion und zu den Vermeſſungsbeamten. 


$. 4. 


Die Geſammtheit der Betheiligten wird in allen das gemeinſame Intereſſe 
derſelben betreffenden ſtreitigen wie nicht ſtreitigen Angelegenheiten durch den Kon— 
ſolidationsvorſtand vertreten. Derſelbe beſteht aus dem jeweiligen Ortsbürgermeiſter 
oder deſſen Stellvertreter als Vorſitzenden, einem von dem Gemeinderath aus den 
Mitgliedern des Feldgerichts beſtellten weiteren Mitglied und drei von den Betheiligten 
aus ihrer Mitte gewählten Mitgliedern. 

Auf die nach Stimmenmehrheit zu faſſenden Beſchlüſſe des Konſolidations⸗ 
vorſtandes findet die Beſtimmung des erſten Satzes im $. 5 Anwendung. 

Zu jeder die Geſammtheit der Betheiligten verpflichtenden ſchriftlichen Willens⸗ 
erklärung des Konſolidationsvorſtandes bedarf es der Unterſchrift des Bürgermeiſters 
oder ſeines Stellvertreters und zweier Mitglieder unter Beidrückung des Gemeinde 
ſiegels. Hierdurch wird Dritten gegenüber die ordnungsmäßige Faſſung des Vor⸗ 
ſtandsbeſchluſſes nachgewieſen. 


6. 5. 


Bei den zur Durchführung des Verfahrens ſtattfindenden Verhandlungen 
verbinden die Beſchlüſſe der Mehrheit der anweſenden Betheiligten über ee, 
eines gemeinſamen Intereſſes auch die abweſenden Theilnehmer ohne Rückſicht auf 
die Zahl der Erſchienenen, wenn ſie mit allgemeiner Bekanntmachung des Gegen⸗ 
ſtandes der Verhandlung geladen ſind. Iſt eine ſolche Bekanntmachung nicht 
geſchehen, ſo müſſen wenigſtens zwei Dritttheile der Betheiligten gegenwärtig ſein, 
wenn ein gültiger Beſchluß zu Stande kommen ſoll. 


Auf die Zuſtellungen finden die $$. 156 bis 159, 165 bis 174, 176 bis 
179, 182 bis 187, 189 der Deutſchen Civilprozeßordnung mit den aus $$. 21 
bis 24, 28 und 29 des Geſetzes vom 18. Februar 1880, betreffend das Ver⸗ 
fahren in Auseinanderſetzungsangelegenheiten (Geſetz-Samml. S. 59), ſich ergeben⸗ 
den Maßgaben entſprechende Anwendung. 


Eu, 


Jeder Betheiligte, welcher nicht in der Gemeinde, in deren Gemarkung die 
Konſolidation ſtattfindet, feinen Wohnfig hat, kann von der Generalkommiſſion 
oder dem Kommiſſar angehalten werden, zur Empfangnahme der für ihn beſtimmten 
N in der betreffenden Gemeinde einen Zuſtellungs bevollmächtigten zu 
eſtellen. 

Eine Anfechtung des Beſchluſſes der Generalkommiſſion findet nicht ftatt. 

Der Zuſtellungsbevollmächtigte muß, ſofern nicht die ſchriftliche Benennung 
binnen einer beſtimmten Friſt angeordnet war, in der auf die Anordnung nächſt⸗ 
folgenden kommiſſariſchen Verhandlung genannt werden. Geſchieht dies nicht, dann 
finden die $$. 161 und 175 der Deutſchen Civilprozeßordnung entſprechende An⸗ 
wendung. 

§. 8. 


Die Friſt, welche in einer anhängigen Konſolidationsſache zwiſchen der Zus 
7005 der Ladung und dem Terminstage liegen ſoll, beträgt mindeſtens drei 
age. 
§. 9. 


Bevollmächtigte müſſen auf Erfordern des Kommiſſars beſtellt werden: 

a) von den bei der Sache betheiligten Korporationen wegen der die 
Korporation als ſolche angehenden oder von derſelben zu vertretenden 
Intereſſen, 

b) bei allen eine Mehrheit von Betheiligten betreffenden Gegenſtänden, wenn 
dieſelbe die Zahl von fünf überſteigt. 


$. 10. 


Die Ehefrau wird in dem Verfahren durch den Ehemann vertreten, wenn 
Nes ſich um Grundſtücke oder Rechte handelt, welche nach den zwiſchen den. be 
treffenden Eheleuten beſtehenden Rechtsverhältniſſen der Verwaltung des Ehemanns 
unterworfen ſind. u 


Die örtliche Prüfung des General⸗Situationsplanes erfolgt durch eine in jeder 
ache von der Generalkommiſſion zu beſtellende Kommiſſion unter Zuziehung des 
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Konſolidationsvorſtandes, welcher auch über ſpäter etwa nothwendig werdende 
Aenderungen des General⸗Situationsplanes zu hören iſt. 


F. 12. | 


Der Reſſortminiſter kann den dazu geeignet befundenen dauernd beſchäftigten 
Kommiſſaren die Qualifikation als landwirthſchaftliche Sachverſtändige beilegen, 
in welchem Fall es über landwirthſchaftliche Gegenſtände keines Gutachtens eines 
anderen Sachverſtändigen bedarf. 

Kommiſſare, welchen die Qualifikation als landwirthſchaftliche Sach⸗ 
verſtändige nicht beigelegt worden iſt, haben bei Streitigkeiten über landwirth⸗ 
ſchaftliche Gegenſtände das Gutachten eines von der Generalkommiſſion zu be⸗ 
ſtimmenden, mit dieſer Qualifikation verſehenen Kommiſſars oder eines Kreis- 
verordneten einzuholen. 


6. 13. 


Begeben ſich die Betheiligten der ihnen zuftehenden Wahl dreier Güter⸗ 
ſchätzer oder kommt eine Wahl nicht zu Stande, fo erfolgt die Einſchätzung durch 
zwei zu dergleichen Geſchäften im Allgemeinen oder für den Fall beſonders ver⸗ 
pflichtete Perſonen, welche der Kommiſſar zu beſtimmen hat. 


K. 14. 


Die Feſtſtellung der der Einſchätzung Bonitirung) zu Grunde zu legenden 
Klaſſen, der Werthſchätzung jeder Klaſſe und des Verhältniſſes der einen gegen 
die andere erfolgt nach eingenommenem Augenſchein und Rückſprache mit den 
Güterſchätzern und dem Konſolidationsvorſtande durch den Kommiſſar. 


F. 15. 


Die Einſchätzung ſelbſt erfolgt, ſoweit nicht anderweite allgemeine Vor⸗ 
ſchriften von der Generalkommiſſion für dieſelbe gegeben werden, nach den $$. 2, 
3, 5, 6 der Inſtruktion für die Tapatoren bei der Güterkonſolidation vom 
2. Januar 1830. N 

Der Kommiſſar nimmt an den Einſchätzungsarbeiten den Antheil, daß er 
die Güterſchätzer dabei, ſoweit erforderlich, leitet und, wenn eine Mehrheit nicht 
zu erzielen iſt, als Obmann beſtimmt. 

Eine Prüfung der ausgeführten Einſchätzung durch einen Ausſchuß von 
ſogenannten Nachtapatoren findet nicht ftatt. } 


$.. 16. 


Die Würdigung von baulichen Anſtalten, Forſten und anderen Gegen⸗ 
ſtänden, für welche es beſonderer, bei den praktiſchen Landwirthen nicht allgemein 
vorauszuſetzender Sachkenntniß bedarf, geſchieht, wo es auf deren ſpezielle Wür⸗ 
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digung ankommt, durch die für dergleichen Geſchäfte ausgebildeten, von der 
ee nach Anhörung des Konſolidationsvorſtandes zu beſtimmenden 
erſonen. 

Einigen ſich die Parteien über eine beſtimmte Perſon als Sachverſtändigen, 
ſo hat die Generalkommiſſion, ſofern nicht eine in Rückſicht auf Sachkunde oder 
ſonſtige erhebliche Umſtände unangemeſſene Wahl vorliegt, dieſe Perſon als Sad) 
verſtändigen zu beſtimmen. 

§. 17. 


Iſt vom Kommiſſar auf Grund ſeiner eigenen Sachkunde oder auf Grund 
der Gutachten Sachverſtändiger entſchieden worden ($$. 12, 16 dieſes Geſetzes), ſo 
kann zur Rechtfertigung des gegen die kommiſſariſche Entſcheidung eingelegten 
Rekurſes die Einholung des Gutachtens eines anderen Kommiſſars oder anderer 
Sachverſtändigen beantragt werden. 


$. 18. 


Bei Streitigkeiten über die Taxation (Bonitirung) findet das ſchiedsrichter⸗ 
liche Verfahren ſtatt ($$. 19 ff. dieſes Geſetzes). 

Die Würdigung der im $. 16 bezeichneten Gegenſtände darf nur im Ein- 
verſtändniß aller Betheiligten durch ſchiedsrichterliches Verfahren ſtattfinden. 


$. 19. 

Wenn die Parteien ſich über andere Perſonen nicht vereinigen, jo wählt 
jede von ihnen einen der Schiedsrichter aus den Kreisverordneten. Bei Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten der Schiedsrichter unter einander entſcheidet ein von den Par⸗ 
teien im beiderſeitigen Einverſtändniſſe gewählter und in Ermangelung eines ſolchen 
Einverſtändniſſes ein von der Generalkommiſſion zu ernennender Obmann. 


$. 20. 


Das Verhältniß der Schiedsrichter zum Kommiſſar, die Art und Weiſe, 
wie die Streitpunkte zu ihrer Entſcheidung vorzubereiten ſind, das bei ihren Ent⸗ 
ſcheidungen zu beobachtende Verfahren und deren Beziehungen zur Entſcheidung 
der Hauptſache ſollen durch eine von dem Reſſortminiſter zu erlaſſende Inſtruktion 
beſtimmt werden. 

Gegen die nach gehöriger Einleitung der Sache ergangenen Ausſprüche 
der ſchiedsrichterlichen Kommiſſion iſt der Rekurs nicht zuläſſig. 


. 21. 


Uebertragungen aus einem Zutheilungsbezirk in einen anderen ſind, wenn 
ſie die halbe Minimalgröße überſchreiten, ohne ausdrückliche Zuſtimmung der 
übrigen Theilnehmer nur zuläſſig, ſofern ſie durch die Rückſicht auf überwiegende 
wirthſchaftliche Verhältniſſe geboten erſcheinen. Vor der Uebertragung iſt der 
Konſolidationsvorſtand über dieſelben zu hören. 
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Für die Zutheilung iſt, unter zuſammentreffenden verhältnißmäßig gleichen 
Anſprüchen verſchiedener Theilnehmer auf die vorliegenden Werthklaſſen, die Lage 
des bisherigen Beſitzes vor der Nummer des Looſes entſcheidend. 

Eine Untervertheilung größerer Beſitzſtücke in ſogenannte Normalparzellen 
findet nicht ſtatt. 


6. 22. 


Die beſtehenden Vorſchriften über die regelmäßigen Reviſionen der Arbeiten 
des Sachgeometers durch einen anderen Konſolidationsgeometer (Revidenten) werden 
aufgehoben. 

Die Prüfung der Richtigkeit dieſer Arbeiten erfolgt, wo ſolche erforderlich 
erſcheint, auf Anordnung der Generalkommiſſion, ſowie auch auf Antrag Be: 
theiligter nach Maßgabe der Beſtimmungen des Landmeſſerreglements über die 
Reviſion der Landmeſſerarbeiten. 


§ 23. 


Kann eine zur Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte gehörende Streitfrage 
nicht in Güte erledigt werden, fo ift fie durch den Kommiſſar auf den Rechts- 
weg zu verweiſen. 

Zu dieſem Zweck iſt in der Regel demjenigen, welcher ſich nicht im Beſitze 
befindet, zur Erhebung der Klage und zur Beſcheinigung hierüber eine angemeſſene 
Friſt zu beſtimmen, unter der Verwarnung, daß widrigenfalls auf den erhobenen 
Anſpruch in dem Konſolidationsverfahren keine Rückſicht genommen werden ſolle. 

Die Beſtimmung des zweiten Abſatzes findet entſprechende Anwendung, 
wenn der Kläger einen in den Rechtsweg verwieſenen Streit nicht bis zu deſſen 
rechtskräftiger Entſcheidung ununterbrochen fortſetzt. 


F. 24. 


Das in der Inſtruktion über die Adjudikation nach vollzogener Güterkonſoli⸗ 
dation vom 2. Januar 1830 dem Reklamanten vorbehaltene Rechtsmittel des 
Rekurſes iſt binnen einer unerſtrecklichen Friſt von zwei Wochen nach dem Tage 
der Behändigung bei dem Kommiſſar einzulegen. 

Gegen die von der Generalkommiſſion in der Rekursinſtanz erlaſſene Ent- 
ſcheidung findet das Rechtsmittel des weiteren Rekurſes an das Oberlandeskultur⸗ 
gericht Halt Daſſelbe ift binnen einer unerſtrecklichen Friſt von zwei Wochen nach 
dem Tage der Behändigung bei dem Kommiſſar einzulegen. 

Das Oberlandeskulturgericht hat, wenn die Gegenpartei über den Gegen⸗ 
ſtand der Beſchwerde bereits gehört und die Sache genügend aufgeklärt iſt, ſofort 
zu entſcheiden, anderenfalls kann es zunächſt die nach ſeinem Ermeſſen zur weiteren 
Aufklärung erforderlichen Maßregeln anordnen. 
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$ 25. 


Dem Oberlandeskulturgerichte kann die Entſcheidung auf Beſchwerden, für 
welche der Reſſortminiſter zuſtändig iſt, von dieſem in einzelnen Fällen übertragen 
werden. 

§. 26. 


Die Koſten der Konſolidation ($$. 27, 28) fallen den Betheiligten nach Ver⸗ 
hältniß des Vortheils zur Laſt, welcher ihnen durch die Konſolidation erwächſt. 
Iſt dieſer Vortheil ſeinem Betrage nach nicht zu ermitteln, ſo wird ſtatt ſeiner der 
Werth der Theilnehmungsrechte zu Grunde gelegt. Wem durch die Konſolidation 
gar kein Vortheil erwächſt, der hat auch zu den Koſten derſelben keinen Beitrag 
u leiſten. 

g "Sie Koſten, welche durch die von einzelnen Betheiligten veranlaßten Weite⸗ 
rungen ($. 29) entſtehen, fallen dem unterliegenden Theile nach den Grundſätzen 
über Prozeßkoſten zur Laſt. 

§. 27. 


Die Betheiligten haben in Konſolidationsſachen an Stelle der allgemeinen 
Regulirungskoſten Pauſchſätze zu zahlen, auf welche die § . 2, 3, 5, 6, 7, 15 
des Geſetzes vom 24. Juni 1875 über das Koſtenweſen in Auseinanderſetzungs⸗ 
ſachen (Geſetz-Samml. S. 395) entſprechende Anwendung finden. 

Durch die Pauſchſätze werden auch alle Gebühren und baaren Auslagen 
gedeckt, welche durch die Erledigung der Erſuchen der Generalkommiſſion und der 
Kommiſſare bei anderen Behörden erwachſen. 

Von der Zahlung dieſer Pauſchſätze iſt Niemand befreit, jedoch haben die 
betheiligten Kirchen, Pfarren, Küſtereien und Schulen die auf ſie fallenden Bei⸗ 
träge nur inſoweit zu entrichten, als dieſe aus dem verfügungsfreien Vermögen 
und Einkommen des betheiligten Inſtituts nach Abzug der zur ordnungsmäßigen 
Unterhaltung des letzteren erforderlichen Ausgaben entnommen werden können und 
inſofern dies Vermögen oder Einkommen nicht dem amtlichen Nießbrauche der 
kirchlichen oder Schulbeamten unterworfen iſt. 

Dem Reſſortminiſter bleibt vorbehalten, auf den Antrag der General⸗ 
kommiſſion denjenigen Grundbeſitzern, welche der Beihülfe des Staates bedürfen, 
durch beſondere Nachgiebigkeit die raſche und zweckmäßige Durchführung der Kon⸗ 
ſolidation erleichtern und den darauf gerichteten Vorſchlägen des Kommifſars Gehör 
Re die Pauſchſätze ganz oder zum Theil zu erlaſſen. Dem Minifter iſt es ge- 

attet, dieſe Befugniß innerhalb gewiſſer durch die Höhe des Erlaſſes zu bes 
ſtimmender Grenzen auf die Generalkommiſſion zu übertragen. 


§. 28. 
Außer den Pauſchſätzen für die allgemeinen . haben die 


Wagen die entſtehenden Nebenkoſten zu tragen, insbeſondere der Beſchaffung 
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des Terminslokals, die Auslagen der Landmeſſer und Reviſoren nach $. 42 der 
Abänderung des Reglements für die öffentlich anzuſtellenden Landmeſſer vom 
26. Auguſt 1885 (Geſetz-Samml. ©. 319), die Koſten der Herſtellung der ge⸗ 
meinſchaftlichen Anlagen (Folgeeinrichtungen), der Ausſteinungen, die Gebühren 
der Feldgerichte für die Ab⸗ und Zuſchreibungen in den Duplikatſtockbüchern, ſo⸗ 
wie die dem Vorſitzenden und den Mitgliedern des Konſolidationsvorſtandes zu 
zahlenden Vergütungen (F. 32). 

Auf die Nebenkoſten finden die Beſtimmungen in Nr. 5 bis 7 des §. 7 
des Koſtengeſetzes vom 24. Juni 1875 ebenfalls entſprechende Anwendung. 


| §. 29. 

Bei entſtehenden Streitigkeiten iſt ein beſonderes Koſtenpauſchquantum zu 
zahlen, welches von der Generalkommiſſion nach der Höhe der wirklich erwachſenen 
Mehrkoſten unter Anwendung der Vorſchrift des $. 15 des Koſtengeſetzes vom 
24. Juni 1875 zu beſtimmen iſt. 

Gebühren und Auslagen der Bevollmächtigten und Rechtsbeiſtände kann 
ein Theil vom anderen nicht erſtattet verlangen. 


$. 30. 

Auf die Beſoldung der Kommiſſare und Vermeſſungsbeamten finden die 
$$. 8, 9, 10, 11, 12, 14 des Koſtengeſetzes vom 24. Juni 1875, das Geſetz 
vom 3. März 1877, betreffend die nach erſterem Geſetze zu gewährenden Tage⸗ 
gelder, Reiſekoſten und Feldzulagen (Geſetz-Samml. S. 99), die.$$. 13, 14 der 
Inſtruktion vom 16. Juni 1836 (Geſetz-Samml. S. 187) und die zu dieſen Be⸗ 
ſtimmungen ergangenen ergänzenden und abändernden Vorſchriften Anwendung. 


$. 31. 

Sachverſtändige, welche als Staatsbeamte zur Ausführung gewiſſer Ge⸗ 
ſchäfte verpflichtet find, haben für dieſe die ihnen allgemein zugeſtandenen Ver: 
gütungen zu liquidiren. 

Kreisverordnete, Schiedsrichter und andere von der Generalkommiſſion zu⸗ 
zuziehende Sachverſtändige, welche weder zu den vorgenannten Staatsbeamten ge⸗ 
hören, noch auf beſondere Remuneration für ihre Dienſtleiſtungen angewieſene 
Techniker find, erhalten Diäten, Reiſekoſten und Reiſezulagen, nach F. 8 Abſatz 3 
und $. 10 des Koſtengeſetzes vom 24. Juni 1875. 

Für Abwartung von Terminen an ihrem Wohnorte erhalten ſie ſtets Diäten 
für einen vollen Tag. 

Die aus der Mitte der Betheiligten gewählten Güterſchätzer erhalten Tage- 
gelder bis höchſtens 3 Mark. | 

$. 32. 

Die Beſtimmung der dem Vorſitzenden und den Mitgliedern des Konfoli- 
dationsvorſtandes zu gewährenden Vergütung (F. 28 Abſatz 1) erfolgt durch einen 
nach $. 5 zu faſſenden Beſchluß der Geſammtheit der Betheiligten. 


BE En 


$. 33. 


Die Feſtſetzung, Anweiſung und Einziehung ſämmtlicher Koſtenpauſchſätze 
geſchieht durch die Generalkommiſſion. 

Bei der Feſtſetzung der Liquidationen der Kommiſſare iſt $. 12 der Inſtruktion 
vom 16. Juni 1836 maßgebend. 

Die Feſtſetzung der Gebühren der Feldgerichte und des Konſolidationsvor— 
ſtandes erfolgt durch den Kommiſſar. 


$. 34. 


Sind für die bei einer Auseinanderſetzung betheiligten Grundſtücke mehrere 

Generalkommiſſionen zuſtändig, oder iſt es mit Rückſicht auf die Grenzen der 
Geſchäftsbezirke ungewiß, welche Generalkommiſſion zuſtändig ſei, ſo erfolgt 
die Beſtimmung der zuſtändigen Behörde durch den Reſſortminiſter. In Anſehung 
der Rechte dritter Perſonen, des Verfahrens, ſowie des Koſtenweſens finden die— 
jenigen Vorſchriften Anwendung, welche im Bezirke der vom Reſſortminiſter be— 
ſtimmten Behörde gelten. 
i Sind innerhalb des Geſchäftsbezirks der Generalkommiſſion zu Caſſel die bei 
einer Auseinanderſetzung betheiligten Grundſtücke verſchiedenen, das Auseinander⸗ 
ſetzungsverfahren betreffenden geſetzlichen Vorſchriften unterworfen, oder iſt es un⸗ 
gewiß, welche dieſer Vorſchriften zur Anwendung gebracht werden müſſen, ſo be⸗ 
ſtimmt der Reſſortminiſter die hinſichtlich der Rechte dritter Perſonen, des Ver— 
fahrens, ſowie des Koſtenweſens anzuwendenden Vorſchriften. 


$. 35. 


Der Kommiſſar kann gegen Betheiligte, Zeugen, Sachverſtändige oder bei 
der Verhandlung nicht betheiligte Perſonen, welche ſich in den kommiſſariſchen 
Terminen einer Ungebühr ſchuldig machen, vorbehaltlich der ſtrafgerichtlichen Ver— 
folgung eine Ordnungsſtrafe bis zu 100 Mark feſtſetzen. 

Auf die hiergegen zuläſſige Berufung entſcheidet die Generalkommiſſion 
endgültig. 

§. 36. 

Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Vorſchriften werden aufgehoben. 

Diejenigen Konſolidationen, welche bei dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes nach 
Beendigung der arithmetiſchen Nevifion ſich bereits im Adjudikationsverfahren 
befinden, ſind nach den bisherigen Vorſchriften, unbeſchadet der Beſtimmungen 
der Abſätze 1 und 2 des $. 2 dieſes Geſetzes, zum Abſchluß zu bringen. 

In den übrigen Konſolidationsſachen behält es bei den auf Grund der ſeither 
geltenden Vorſchriften erfolgten rechtsbeſtändigen Feſtſetzungen über die Art und 
Höhe der Abfindung, ſowie über das Koſtenbeitragsverhältniß ſein Bewenden. 

Auf die Erhebung der Koſten nach dieſem Geſetze findet der §. 16 des 
Koſtengeſetzes vom 24. Juni 1875 (Geſetz-Samml. S. 395) mit der Maßgabe 
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Anwendung, daß die Generalkommiſſion auch die Quote zu beſtimmen hat, welche 
dem Konſolidationsgeometer von ſeiner Geſammtgebührenforderung für die bisher 
von ihm ausgeführten Arbeiten zuſteht. 


F. 37. 


Das nach F. 23 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 (Geſetz-»Samml. S. 195) als Auseinanderſetzun sbehörde bei der 
Regierung zu Wiesbaden beſtehende Kollegium und das Spruchkollegium für die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten daſelbſt werden aufgehoben. Die Zuſtändig⸗ 
keiten dieſer Behörden gehen auch bezüglich der im F. 2 dieſes Geſetzes nicht er⸗ 
wähnten Gegenſtände auf die Generalkommiſſion zu Caſſel über. 


$. 38. 


Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1887 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 21. März 1887. 


(L. S.) Wilhelm. 
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